
Der Gesetzgeber hat das bisher 
richterrechtlich geprägte Behandlungs-
vertragsrecht nunmehr kodifiziert – und
in einzelnen Punkten auch modifiziert.

von Ulrich Smentkowski

Vor dem Hintergrund langjähriger
eigener praktischer Erfahrung im
Arzthaftungsrecht hat Vorsitzender

Richter am Oberlandesgericht a. D. Lothar
Jaeger, stellvertretender Vorsitzender der
Gutachterkommission für ärztliche Be-
handlungsfehler bei der Ärztekammer
Nordrhein, in der Schriftleitung der Zeit-
schrift „Versicherungsrecht“ seit 25 Jahren
unter anderem zuständig für Arzthaf-
tungsrecht sowie Begründer und Co-Autor
des Standardwerkes „Schmerzensgeld“
nur vier Wochen nach Inkrafttreten des
Patientenrechtegesetzes eine erste Kom-
mentierung zu den neu in das Bürgerliche
Gesetzbuch aufgenommenen Bestimmun-
gen der §§ 630a bis 630h vorgelegt.

Im Anschluss an eine knappe einleitende
Darstellung der politischen Motive für die
Verabschiedung des Patientenrechtegeset-
zes und eine erste summarische kritische
Bewertung widmet sich der Autor im Ein-
zelnen den neu geschaffenen Normen, die
das bisher richterrechtlich geprägte und fort-
entwickelte Behandlungsvertragsrecht nun-
mehr kodifizieren, das Deliktsrecht als die −
neben den vertraglichen Ansprüchen − fort-
bestehende zweite wesentliche Anspruchs-
grundlage für Ansprüche aus fehlerhafter
ärztlicher Behandlung aber ausklammern.

Jaeger stellt heraus, dass sich das Gesetz
vielfach darauf beschränkt, die Rechtspre-
chung nachzuzeichnen, so bei § 630d (Ein-
willigung), § 630e (Aufklärungspflichten)
und bei § 630h (Beweislast bei Haftung für
Behandlungs- und Aufklärungsfehler). Be-
sonderes Gewicht legt er auf die kritische
Untersuchung unklarer Vorschriften wie 
§ 630a (Vertragstypische Pflichten beim Be-
handlungsvertrag) und solcher Pflichten,
die gegenüber bisher geltendem Recht
durch das Gesetz neu begründet oder er-
weitert werden: Etwa bei den fachlichen
Anforderungen an den Arzt, der das Aufklä-

Aufklärung die Blutspende anspricht (Rn.
226), erscheint allerdings fraglich, ob und
wann die Blutspende überhaupt von den
Bestimmungen des Patientenrechtegeset-
zes erfasst wird, weil ihr kein Behand-
lungsvertrag im Sinne von § 630a zugrun-
de liegen muss. Denn die Blutspende stellt
in der Regel keine medizinische Behand-
lung, das heißt keine Dienstleistung des
Behandlers dar, die physisches oder psychi-
sches Leid ändern oder dessen Ursache be-
heben soll (Rn. 21). Sie erfolgt vielmehr im-
mer dann, wenn es sich nicht um eine so-
genannte Eigenblutspende handelt, aus-
schließlich unter fremdnützigen Gesichts-
punkten. Der Blutspender kann deshalb in
diesen Fällen nicht als Patient, er muss viel-
mehr als „Dienstleister“ in einem Rechts-
verhältnis anderer Art angesehen werden.

Besondere Aktualität beanspruchen die
Ausführungen von Jaeger zu Hygienemän-
geln (Rn. 352 ff.), die zu den sogenannten voll
beherrschbaren Risiken gehören. Mit über-
zeugender Begründung vertritt der Autor −
insoweit in Abweichung von der nicht aus-
drücklich erwähnten Entscheidung des
OLG Hamm (Urteil vom 05.04.2011 - I-26 U
192/10 – GesR 2011, 671) – die Ansicht, dass
dem Patienten ein umfassendes Einsichts-
recht auch in die außerhalb der Patienten-
akte geführte Dokumentation der Hygiene-
maßnahmen nach dem Infektionsschutz-
gesetz zuerkannt werden müsse.

Der dritte Abschnitt des über ein gut ge-
staffeltes Inhalts- und ein Stichwortver-
zeichnis zu erschließenden Bandes ent-
hält unter anderem kritische Hinweise auf
denkbare gesetzgeberische Fortentwick-
lungen des Patientenrechtegesetzes, das
von einigen politischen Parteien schon im
Zeitpunkt seines Inkrafttretens für ergän-
zungsbedürftig gehalten wurde.

Zusammengefasst bietet das Werk eine
lesenswerte, außerordentlich kenntnisrei-
che, kritisch-pointierte und wegweisende
Kommentierung der neu geschaffenen ge-
setzlichen Bestimmungen, die über die
praktischen und rechtlichen Auswirkun-
gen des Patientenrechtegesetzes auf den
ärztlichen Behandlungsalltag eine wert-
volle Orientierung bietet. Das 206 Seiten
umfassende Werk kommt zudem in hand-
licher, kompakter Form daher und passt
nicht nur deshalb gut in eine Tasche eines
jeden Arztkittels. 
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rungsgespräch führt (Randnummer=Rn. 
255-257), der Kenntlichmachung von Be-
richtigungen und Änderungen der Doku-
mentation (Rn. 303, 304), dem Recht des Pa-
tienten auf unverzügliche Einsichtnahme
in seine Patientenakte (Rn. 317-319), dem
Einsichtsrecht von Erben und Angehörigen
(Rn. 328-330) und der Pflicht zur Dokumen-
tation der Aufklärung (Rn. 404, 426,427). 

Dabei setzt er sich jeweils eingehend
mit der Rechtsprechung zum Arzthaf-
tungsrecht und bisher schon im Schrift-
tum vertretenen Bewertungen des Patien-
tenrechtegesetzes auseinander. Schließlich
wird mehrfach auch auf Regelungslücken
im Gesetz hingewiesen, etwa auf die feh-
lende Regelung beweisrechtlicher Folgen
einer verspäteten Dokumentation (Rn. 335,
302) oder zur Berufung des Patienten auf
einen ernsthaften Entscheidungskonflikt
gegenüber dem ärztlichen Einwand hypo-
thetischer Einwilligung (Rn. 408, 409).

Neue Informationspflichten

Die in § 630c Abs. 2 S. 2 normierte Pflicht,
den Patienten auf Nachfrage oder zur Ab-
wendung gesundheitlicher Gefahren über
für den Behandler erkennbare Umstände zu
informieren, die die Annahme eines Be-
handlungsfehlers (nicht Aufklärungsfeh-
lers!) begründen, kann nach wohl zutref-
fender Ansicht des Verfassers für erhebliche
Unruhe und Unsicherheit bei Ärztinnen
und Ärzten sorgen, wird aber letztlich ins
Leere laufen. Jedenfalls ist sie geeignet, ein
Klima des Misstrauens zwischen Patienten
und Ärzten zu erzeugen. Der Leser erfährt
in der Kommentierung hierzu auch, welche
zivil- und strafrechtlichen und welche wirt-
schaftlichen Folgen sich aus dieser Norm
für den Arzt ergeben können.

Soweit Jaeger im Zusammenhang mit
der Erörterung der Anforderungen an die


